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16. Änderung Regionalplan Heilbronn-Franken 2020: 

I. Rücknahme des Vorbehaltsgebiets für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame 
Einzelhandelsgroßprojekte in Lauffen am Neckar am Standort „Im Brühl“ und  

II. Ausweisung eines Vorranggebietes für zentrenrelevante regionalbedeutsame Ein-
zelhandelsgroßprojekte in Lauffen am Neckar am Standort „Im Brühl“ 

- Antrag auf Änderung und Aufstellungsbeschluss 
 
Die Stadt Lauffen am Neckar stellte am 30.05.2017 einen Antrag auf Änderung des Regional-
plans Heilbronn-Franken 2020, um die regionalplanerischen Voraussetzungen zur Entwick-
lung des Versorgungsstandorts „Im Brühl“ zu schaffen (Anlage 1). Der Standort „Im Brühl“ ist 
ein wichtiger Baustein der Lebensmittelversorgung der Stadt Lauffen am Neckar. Hier befin-
den sich zwei von drei großflächigen Lebensmittelanbietern: 

- Lidl-Discounter ca. 1.000 m² Verkaufsfläche 
- Aldi-Discounter ca. 900 m² Verkaufsfläche 

Diese Nutzungen sollen nach den Planungen der Stadt Lauffen am Neckar wie folgt erweitert 
bzw. ergänzt werden: 

- Lidl vergrößert um 200 m² auf ca. 1.200 m² Verkaufsfläche. 
- Aldi vergrößert um 300 m² auf ca. 1.200 m² Verkaufsfläche. 
- Ein Drogeriemarkt mit 800 m² Verkaufsfläche kommt hinzu. 
- Ein Intersport, der bislang mit 300 m² Verkaufsfläche in der Stuttgarter Straße (Stadt 

Lauffen am Neckar) ansässig ist, soll an den Standort „Im Brühl“ umziehen und auf 
500 m² Verkaufsfläche vergrößert werden.  

- Weitere Fachmarktnutzung z.B. Elektronik (Verkaufsfläche und Sortiment noch nicht 
definiert). 

Der Versorgungsstandort „Im Brühl“ ist mit einer Verkaufsfläche von 3.700 m² (Lidl, Aldi, 
Drogeriemarkt, Intersport) + weitere Fachmarktnutzung projektiert (voraussichtlich max. rd. 
1.000 m²). Einer Realisierung der genannten Vorhaben stehen allerdings die Ziele der Raum-
ordnung entgegen. Bei der Planung von Einzelhandelsnutzungen sind die vier Ge- und Verbo-
te der raumordnerischen Einzelhandelssteuerung einzuhalten: Konzentrationsgebot, Integra-
tionsgebot, Kongruenzgebot und Beeinträchtigungsverbot sowie die Agglomerationsregel. 
Das Konzentrationsgebot besagt, dass regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte in der 
Regel nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zulässig sind. Das Integrationsgebot verlangt, 
dass die besagten Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten Sortimenten nur in den 
im Regionalplan bezeichneten Vorranggebieten realisiert werden dürfen. Das Kongruenzge-
bot fordert, dass der Umsatz der projektierten Einzelhandelsvorhaben zu wesentlichen Tei-
len (ca. 70 %) im Verflechtungsbereich der unterzentralen Funktionsstufe generiert werden 
soll (hier: Lauffen am Neckar, Neckarwestheim, Nordheim). Das Beeinträchtigungsverbot 
verhindert, dass andere Versorgungsstandorte durch eine Ansiedlung in ihrer Funktion ge-
stört werden. Zudem ist bei der Planung mehrerer für sich genommen kleinflächiger Forma-
te die Agglomerationsregel zu beachten, die besagt, dass mehrere je für sich kleinflächige 
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Einzelhandelsbetriebe als großflächige Einzelhandelsbetriebe bzw. als Einkaufszentrum zu 
behandeln sind, sofern raumordnerische Wirkungen zu erwarten sind. 
 
Im Unterzentrum Lauffen am Neckar dürfen regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte 
mit zentrenrelevantem Sortiment realisiert werden (Konzentrationsgebot). Diese dürfen al-
lerdings nur in der Lauffener Innenstadt zugelassen werden, die im Regionalplan Heilbronn-
Franken als Vorranggebiet für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßpro-
jekte festgelegt ist (Integrationsgebot). Für den Standort „Im Brühl“ ist ein Vorbehaltsgebiet 
für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte festgelegt. Eine 
Zulässigkeit für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte ist daher 
bislang nicht gegeben. 
 
Eine Regionalplanänderung, mit welcher für den Standort „Im Brühl“ das Vorbehaltsgebiet 
für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame Großprojekte zurückgenommen wird und an 
seiner Stelle ein Vorranggebiet für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandels-
großprojekte festgelegt wird, würde dazu führen, dass das Integrationsgebot eingehalten ist. 
Eine solche Änderung kann erfolgen, wenn der vorgesehene Standort nach den Maßstäben 
des LEP und den Maßstäben des Regionalplans Heilbronn-Franken 2020 als integriert gelten 
kann. Die Verbandsverwaltung sieht die Voraussetzungen am betreffenden Standort als er-
füllt und folgt damit der Einschätzung der Gutachter (S. 78 bis 81 Einzelhandelskonzept Stadt 
Lauffen am Neckar). Der Standort „Im Brühl“ ist durch seine Nähe zum Bahnhof unmittelbar 
an das SPNV-Netz angeschlossen. Der Standort befindet sich unweit der Hauptgeschäftsla-
gen. Der Standort ist zwar durch die Bahnlinie als städtebauliche Zäsur von den Wohn- und 
Geschäftslagen der Stadt Lauffen am Neckar getrennt, allerdings ist der Standort durch drei 
Unterführungen angebunden und soll durch eine weitere zusätzliche Fußgängerunterfüh-
rung angebunden werden. Zudem fehlen die Standortalternativen, die eine der Stadt Lauffen 
adäquate Einzelhandelsentwicklung zuließen (S. 67 bis 73 Einzelhandelskonzept Stadt Lauf-
fen am Neckar). Das Einzelhandelskonzept der Stadt Lauffen am Neckar ist im Ratsinformati-
onssystem des Regionalverbands abrufbar. 
 
Zur Beurteilung des Kongruenzgebots und des Beeinträchtigungsverbots wurde eine Auswir-
kungsanalyse erstellt. Darin werden die Herkunft der Umsätze zur Prüfung des Kongruenz-
gebots und die Umsatzumverteilungseffekte zur Prüfung des Beeinträchtigungsverbots für 
die beiden Discountererweiterungen sowie für den Drogeriemarkt und den Intersport prog-
nostiziert. Da die Verkaufsfläche und das Sortiment für eine weitere Fachmarktnutzung noch 
nicht feststehen, fehlen dem Gutachten Aussagen zu diesem Markt. Eine raumordnerische 
Bewertung kann somit zum jetzigen Zeitpunkt nicht erfolgen. 
 
Das Kongruenzgebot wird – vorbehaltlich der Fachmarktnutzung – als eingehalten beurteilt. 
Die Verwaltung hat die Auswirkungsanalyse hinsichtlich der ihr zugrundeliegenden Annah-
men geprüft und als plausibel bewertet. Die Gutachter legen hohe Verkaufsflächenprodukti-
vitäten zugrunde, die in ihren Auswirkungen einem Worst-Case-Szenario entsprechen. Der 
Umsatz für das Sortiment aus der Hauptwarengruppe Nahrungs- und Genussmittel wird vor 
dem Hintergrund eines Worst-Case-Szenarios voraussichtlich immer noch zu 82 % durch 
Kunden aus dem Verflechtungsbereich generiert; bei der Sortimentsgruppe Sport und Frei-
zeit wird von 79 % ausgegangen. Im Drogeriewarenbereich gehen voraussichtlich 71 % des 
Umsatzes auf Kunden im Verflechtungsbereich zurück. Dieser Wert ist zwar sehr nahe an 
den im Einzelhandelserlass geforderten 70 % Umsatzherkunft aus dem Verflechtungsbe-
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reich, jedoch wird die Einhaltung des Kongruenzgebots vor dem Hintergrund der zugrunde 
gelegten Worst-Case-Szenario-Annahmen nicht in Frage gestellt. 
 
Das Beeinträchtigungsverbot wird bei den Hauptsortimenten Nahrungs- und Genussmittel 
sowie im Bereich Sport und Freizeit als unbedenklich bewertet. Im Drogeriesortiment scheint 
das Beeinträchtigungsverbot hingegen nicht eingehalten. Der Einzelhandelserlass geht davon 
aus, dass ab einer Umsatzumverteilungsquote von mehr als 10 % mit Betriebsschließungen 
und deshalb mit städtebaulichen Wirkungen zu rechnen sei. Im vorliegenden Fall werden 
Umsatzumverteilungseffekte im Drogeriewarenbereich von bis zu 59 % prognostiziert. Die 
Gutachter machen die Situation unter Zugrundelegung der Worst-Case-Szenario-Annahmen 
transparent und argumentieren raumordnerisch. Die Verbandsverwaltung kann diese Argu-
mentation nachvollziehen, wenngleich die Ergebnisse im Einzelnen noch mit den Gutachtern 
diskutiert werden müssen: 
 
Die Auswirkungsanalyse führt die hohen Umsatzumverteilungsquoten in erster Linie auf die 
Tatsache zurück, dass die Stadt Lauffen am Neckar bislang keinen Drogeriemarkt hat. Droge-
rieartikel sind in Lauffen am Neckar lediglich in Apotheken sowie als Randsortimente bei den 
Lebensmittelanbietern erhältlich. Das ist für eine Stadt dieser Größenordnung ungewöhn-
lich. Und so fließen knapp 40 % der sortimentsgruppenspezifischen Kaufkraft der Lauffener 
Bevölkerung an Standorte außerhalb der Stadt ab. Dieser Sachverhalt führt zu einem wichti-
gen Argument, denn diese Situation entspricht gerade nicht der raumordnerischen Zentrale-
Orte-Konzeption, wonach die Zentralen Orte die entsprechenden Angebote vorhalten sollen, 
damit sich die Bewohner der Gemeinden ohne zentralörtliche Funktionszuweisung dort ver-
sorgen können. Bei einer Bevölkerung von 11.000 Einwohnern und weiteren 11.700 Einwoh-
nern im Verwaltungsraum (Nordheim: 8.000; Neckarwestheim: 3.700), muss festgestellt 
werden, dass Lauffen am Neckar seiner unterzentralen Versorgungsfunktion im Drogeriewa-
renbereich mit dem gegenwärtigen Angebot nicht gerecht wird. Die hohen Umsatzumvertei-
lungsquoten sind demnach auch Ausdruck davon, dass die Kaufkraft, die bislang nicht in 
Lauffen gebunden werden konnte, durch die Realisierung eines zur Versorgung des unter-
zentralen Verflechtungsbereichs der Stadt Lauffen adäquaten Angebots zurückgewonnen 
werden kann. 
 
Der Einzelhandelserlass geht ab einer Umsatzumverteilungsquote von mehr als 10 % davon 
aus, dass die Umsatzumverteilungen zu Betriebsaufgaben führen werden und deshalb mit 
städtebaulichen Auswirkungen zu rechnen sei. Die Gutachter argumentieren, dass Drogerie-
artikel regelmäßig nur das Randsortiment bestehender Betriebe betreffen und die Auswir-
kung auf den Gesamtbetrieb daher vergleichsweise gering sei. In diesen Fällen sei nicht mit 
Betriebsaufgaben zu rechnen und daher auch nicht mit städtebaulichen Auswirkungen. An-
ders könnte es sich mit dem Angebotsstandort in Gemmrigheim verhalten. Hier können die 
Gutachter negative wettbewerbliche Auswirkungen nicht ausschließen. Diese beträfen in 
erster Linie den dort ansässigen Drogeriefachmarkt. Daher muss die Frage beantwortet wer-
den, ob die Auswirkungen raumordnerisch vertretbar sind oder nicht. Aus Sicht der Ver-
bandsverwaltung sind die Auswirkungen selbst dann raumordnerisch vertretbar, wenn die 
Realisierung der genannten Vorhaben zu einer Verlagerung der Angebotsstruktur in Richtung 
Lauffen am Neckar führen würde. Gemmrigheim hat rd. 4.000 Einwohner und keine zentral-
örtliche Versorgungsfunktion. Ein Drogeriefachmarkt, der zwischen 10.000 und 15.000 Kun-
den benötigt, ist an einem solchen Standort aus Sicht der Verbandsverwaltung raumordne-
risch nicht vorgesehen. Ein Angebot der Grundversorgung bliebe selbst im Worst-Case-
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Szenario mit einem Discounter und einem Vollsortimenter erhalten. Die Verbandsverwal-
tung geht darüber hinaus davon aus, dass auch der Angebotsstandort in Brackenheim be-
troffen sein wird. Die Gutachter legen dar, dass das Kundenpotenzial dort für einen Droge-
riefachmarkt ausreicht. Die Verbandsverwaltung rechnet daher damit, dass städtebauliche 
Auswirkungen für den Standort Brackenheim zu erwarten sind, weil ein weiterer Drogerie-
fachmarkt in Brackenheim eröffnen wird. Die Auswirkungen sind aber auch in diesem Fall 
raumordnerisch vertretbar, da Brackenheim selbst im Worst-Case-Szenario einer Verlage-
rung von Angebotsstrukturen in Richtung Lauffen am Neckar seinen Versorgungsauftrag mit 
einem Drogeriefachmarkt erfüllen kann. 
 
Die Agglomerationsregel steht der Verwirklichung mehrerer kleinflächiger Einzelhandelsbe-
triebe außerhalb des Vorranggebiets entgegen. Da der Drogeriemarkt in einem ersten Bau-
abschnitt verwirklicht werden soll, findet die Agglomerationsregel daher aller Voraussicht 
nach erst Anwendung, wenn neben dem Drogeriemarkt ein weiterer kleinflächiger Markt, 
wie beispielsweise der Intersport oder ein kleinflächiger Fachmarkt, hinzutritt. Die Agglome-
rationsregel betrifft auch die mögliche Kombination eines kleinflächigen Fachmarkts und des 
Intersports. Die Agglomerationsregel steht dem Vorhaben in Verbindung mit dem Integrati-
onsgebot entgegen. In dem Moment, in dem die Regionalplanänderung rechtsverbindlich 
wird, sind auch Einzelhandelsagglomerationen an diesem Standort zulässig. 
 
Insgesamt ist festzuhalten, dass die Vorhaben dazu dienen, dass die Stadt Lauffen ihre unter-
zentrale Versorgungsfunktion erfüllen kann. Die Verbandsverwaltung geht auf der Grundlage 
der Auswirkungsanalyse davon aus, dass weder die Grundversorgung in den Nachbarge-
meinden noch die zentralörtlichen Versorgungsfunktionen anderer Zentraler Orte durch das 
Vorhaben beeinträchtigt sind – selbst dann nicht, wenn es zu Angebotsverlagerungen bei 
den genannten Drogeriefachmärkten kommt. Der Auswirkungsanalyse fehlt derzeit noch ei-
ne zusammenfassende Betrachtung der Auswirkungen des Gesamtvorhabens, das sowohl 
aus den Erweiterungen der Discounter als auch aus der Neuansiedlung des Drogeriemarktes 
sowie der Verlagerung des Intersport besteht. Eine solche Betrachtung muss noch nachge-
holt werden, um eine abschließende Bewertung der Einhaltung des Beeinträchtigungsver-
bots vornehmen zu können. Die Einhaltung des Kongruenzgebots ist aus Sicht der Verbands-
verwaltung unstrittig. Das Integrationsgebot ist nicht eingehalten, weshalb die beantragte 
Regionalplanänderung notwendig ist. Aus Sicht der Verbandsverwaltung ist die Ausweisung 
eines Vorranggebiets für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte 
vertretbar. 
 
Die Rücknahme des Vorbehaltsgebiets für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame Ein-
zelhandelsgroßprojekte am Standort „Im Brühl“ ist aus Sicht der Verbandsverwaltung un-
problematisch. Am Standort ist derzeit kein nicht-zentrenrelevantes regionalbedeutsames 
Einzelhandelsgroßprojekt angesiedelt. Zudem besteht im Bereich B27/Stuttgarter Straße ein 
weiteres Vorbehaltsgebiet für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandels-
großprojekte, das nicht zurückgenommen wird. Die Ausweisung des Vorranggebiets für zen-
trenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte am Standort „Im Brühl“ im 
Regionalplan hat zur Folge, dass dort zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandels-
großprojekte Vorrang haben, andere Nutzungen sind aber weiterhin zulässig, soweit dem 
Einzelhandel als Teil der zentralörtlichen Versorgungsfunktion ausreichende Standorte zur 
Verfügung stehen. Die Ausweisung eines solchen Vorranggebiets ist gebietsscharf, nicht 
grundstücksscharf. Im Anhang befindet sich als Anlage 2 eine Kartendarstellung, die einen 



5 
 

 
 

möglichen Zuschnitt des Vorranggebiets zeigt. Bis zum Beteiligungsbeschluss kann das Vor-
ranggebiet in Abstimmung mit der Stadt Lauffen am Neckar an einer anderen Stelle verklei-
nert werden, sodass das Vorranggebiet der Stadt seine Gesamtgröße beibehält. Die Stadt hat 
bereits Bereitschaft für dieses Vorgehen signalisiert. 
 
Mit dem Aufstellungsbeschluss durch die Verbandsversammlung beginnt das Verfahren zur 
Änderung des Regionalplans. Nach § 2a Abs. 1 LplG Baden-Württemberg ist bei Änderungen 
des Regionalplans ein Umweltbericht zu erstellen, in welchem die Umweltauswirkungen der 
Planänderung durchgeprüft werden. Wir gehen im vorliegenden Fall davon aus, dass die 
Ausnahmeregel nach § 2a Abs. 4 LplG Baden-Württemberg greift und kein Umweltbericht er-
forderlich sein wird. An seiner Stelle wird ein Screening (Vorprüfung des Einzelfalls) durchge-
führt, in welchem gezeigt wird, dass durch die Planänderung keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen bewirkt werden. Am Screening sind die betroffenen höheren Landesbehörden zu 
beteiligen. Nach Abschluss des Screenings kann der Beschluss zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
und zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gefasst werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verbandsversammlung beschließt die Einleitung des Verfahrens zur 16. Änderung des 
Regionalplans Heilbronn-Franken 2020: 

I. Rücknahme des Vorbehaltsgebiets für nicht-zentrenrelevante regionalbedeutsame 
Einzelhandelsgroßprojekte in Lauffen am Neckar am Standort „Im Brühl“ und  

II. Ausweisung eines Vorranggebietes für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzel-
handelsgroßprojekte in Lauffen am Neckar für den Standort „Im Brühl“. 

 
 
Anlagen:  
 
Anlage 1: Antrag der Stadt Lauffen am Neckar auf Änderung des Regionalplans Heil-

bronn-Franken 2020  
Anlage 2: Ausschnitt aus der Raumnutzungskarte Lauffen am Neckar mit möglicher Ab-

grenzung des Vorranggebiets 
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